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Kahlschlag in der 
Eingliederungshilfe?! 
›Geheimtreffen‹ von 
Lobbyverbänden bahnt den  
Weg für die Aushöhlung der  
UN-Behindertenrechtskonvention

In der Eingliederungshilfe drohen drastische Einschnitte. Unter dem Deckmantel des ›effizienten 
Ressourceneinsatzes‹ hat eine Arbeitsgruppe hinter verschlossenen Türen im Bundeskanzleramt 
ein ›Kürzungsbuch‹ entwickelt, das auf Kosten der vulnerabelsten Gesellschaftsgruppen geht 
und auch für die Beschäftigten im Sozialbereich nichts Gutes verheißt.

Christian Janßen

Das Bundesteilhabegesetz (BTHG) wur-
de als Umsetzung des Koalitionsvertrages 
der schwarz-roten Regierung von 2013 am  

29. Dezember 2016 beschlossen und in mehreren Stu-
fen zur Umsetzung von Art. 3 Abs. 3 Satz 2 Grund-
gesetz (›Niemand darf wegen seiner Behinderung be-
nachteiligt werden.‹) sowie des Übereinkommens der 
Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen 
mit Behinderung‹1 eingeführt.

Spätestens ab 2020 begannen Leistungsträger, aber 
auch Kommunal- und Landespolitiker:innen, die 
durch das BTHG eingeführten Errungenschaften 
heftig zu kritisieren. Dabei verwiesen sie auf die in 
den letzten Jahren unzweifelhaft gestiegenen Aus-
gaben für Leistungen der Eingliederungshilfe. Ziel 
war dabei bereits eine Schwerpunktsetzung auf die 
leistungsträgerseitig relevante ›Kostendämpfung‹, die 
das BTHG neben den anderen Zielen auch ermög-
licht. Dies wendet sich gegen die konstruktive Um-
setzung der UN-BRK für die Betroffenen. Diese steht 
für Selbstbestimmung und individuelle Assistenz im 
Gegensatz zur ausgabenneutralen, im Extrem nur 
satt-und-sauber, Aufbewahrung. Die ›Lobbyarbeit‹ 
hatte zum Ende der Ampelkoalition mit der Erwar-
tung einer Regierungsbeteiligung der CDU ab der 

zweiten Jahreshälfte 2024 noch einmal entscheidend 
zugenommen.

Erster Höhepunkt dieser ›gesteuerten 
Kampagne‹ unter der erneuten 
schwarz-roten Koalition war im 
Juni 2025 die Aussage des Kanzlers 
Merz. ›Wir werden eine umfassende 
Ausgabenüberprüfung vornehmen 
müssen auch im Sozialrecht‹, 

sagte der CDU-Vorsitzende beim Kommunalkongress 
des Deutschen Städte- und Gemeindebundes in Berlin. 
Dass es etwa über Jahre hinweg jährliche Steigerungs-
raten von bis zu 10 % bei der Jugendhilfe oder der Ein-
gliederungshilfe gebe, sei so nicht länger akzeptabel.2 

Ausstieg aus der UN-BRK  
durch CDU und SPD?

Es ging in der Koalition zunächst v. a. um Sanktionen 
beim Bürgergeld für Geflüchtete und um Kürzungen 
im Wohnungsbau, bei der Kranken- und Pflegever-

sicherung und im Krankenhaus. Parallel lief aber die 
Einflussnahme um ein Rollback in der Eingliede-
rungshilfe und damit letztlich um den Ausstieg aus der 
UN-BRK. Diese verpflichtet Deutschland, Menschen 
mit Behinderung die gleichen Bedingungen für eine 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben einschließlich 
Gesundheit oder politische Einmischung zu schaffen 
wie uns allen anderen auch. Das Sozialgesetzbuch IX 
beinhaltet in § 78 Abs. 2 einen Rechtsanspruch auf 
individuelle Assistenz als Nachteilsausgleich der Be-
hinderung – und ist nicht mehr Sozialhilfe (also Für-
sorgeleistung) wie bis 2016.

In diesem Feld hatte zum Beispiel die Bundes-
arbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der 
Sozialhilfe (BAGüS) als Sprachrohr vor der Bundes-
tagswahl in einem Forderungspapier Stimmung ge-
macht: ›Die im Zuge des Bundesteilhabegesetzes (von 
Leistungsträgern, d. Verf.) erhofften Finanzeffekte 
sind bisher ausgeblieben (…) Die Kostendynamik in 
der Eingliederungshilfe ist vor dem Hintergrund der 
prekären finanziellen kommunalen Haushaltslagen 
dringender denn je zu dämpfen‹3 – also konkret: kei-
ne Gesetzestreue, sondern wie seit 2001 ein Nachteils-
ausgleich nach Kassenlage!

Die Sozialhilfeträger nutzen dazu alternativ  
›Effizienzsteigerung‹, ›Kostendämpfung‹ oder auch 
die Formulierung, es solle ›keine neue Ausgabendyna-
mik‹ geben.4 Alle diese Schlagwörter sind Synonyme  
für Kostenkürzungen in der Eingliederungshilfe. 
Vorschlag vielerorts: mehr Kontrolle und Entschei-
dungsgewalt durch den Kostenträger. Im September 
2025 hat sich schließlich auch die Arbeits- und Sozial
ministerkonferenz Forderungen der BAGüS zur Prü-
fung angeschlossen. Diese erscheinen in mehreren 
Positionen sogar deckungsgleich.5

Untersuchungen des Bundes
ministeriums für Arbeit und Soziales

Im Frühjahr 2025 hat das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales (BMAS) zwei Untersuchungen 
zur Wirkung des BTHG (Wirkungsanalyse) und zu 
dessen finanziellen Auswirkungen (Finanzuntersu-
chung) veröffentlicht.6

Die Wirkungsanalyse hat als Hauptergebnis ge-
zeigt, dass aufgrund verzögerter Umsetzungsschrit-
te in den Bundesländern (noch) keine gesicherten 
Aussagen über Verbesserungen für die Betroffe-
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nen möglich sind. Die Finanzuntersuchung er-
möglicht ebenfalls keine klaren Aussagen über die 
Auswirkungen der Umsetzung des BTHG. Die 
Untersuchung besteht genau genommen aus sechs 
Einzeluntersuchungen, die nicht zusammengefasst 
beziehungsweise in Bezug gesetzt werden. Sie ist 
durch Vorgaben der Auftraggeber (Berechnung von 
vorliegenden und ›bereinigten‹ Zahlen, z. T. ohne 
›Exogene Kosten‹ auf der Grundlage von ›Netto-
kosten‹) unübersichtlich, ohne offensichtliches Er-
gebnis. Die Leser:innen können je nach politischer 
Couleur geneigte Interpretationen begründen. Die-
se Untersuchung wird von Leistungsträgern und 
Politik aber genutzt, um ›mehr Effizienz‹ zu fordern. 
Obwohl nicht konkretisiert, zielt dies auf Einrich-
tungen und Dienste. Deutlich wurden in dieser Un-
tersuchung Faktoren, die nicht unmittelbar mit dem 
BTHG zusammenhängen. Das sind zum Beispiel die 
Verdreifachung von pädagogischem Personal für 
Planungsaufgaben (d. h. Bedarfsermittlung/Gesamt-
planung nach § 117, 121 SGB I) bei den Leistungs-
trägern (von rd. 1873 auf 5745 Vollzeitstellen) sowie 
die 2016 politisch gewollte finanzielle Entlastung bei 
Einkommens- und Vermögensfreigrenzen.7

Aus dem Autorenkreis selbst wurde die Mei-
nung vertreten, es sei mit der Umsetzung des neuen  
SGB IX keine besondere Kostensteigerung in der Ein-
gliederungshilfe festgestellt worden (nachrichtlich 
von Teilnehmenden einer ver.di-Tagung zur Behin-
dertenhilfe am 19.09.2025). Aber: ›Die Wirklichkeit 
zeigt, dass eine solche Reform mit Mehrkosten ein-
hergeht. Die Vorgabe der kostenneutralen Umstellung 
ist unseriös‹.8 Die Frage, ob die Leistungen tatsächlich 
passgenauer, personen- und menschenrechtsorien-
tierter geworden sind, bleibt unbeantwortet. 

Die SPD-Fraktion in der Landschaftsversammlung 
Westfalen-Lippe betrachtet die Finanzuntersuchung 
BTHG mit fachlicher Skepsis: ›eine unzureichende 
Datenbasis, die sich zu großen Teilen auf freiwilligen 
Angaben stützt, ›Hochrechnungen auf wackeliger Ba-
sis‹ durch einfache Fortschreibung vorangegangener 
Trends unter Verwendung allgemeiner Preis- und 
Einkommensindizes. Darüber hinaus versäume die 
Studie es, die sehr unterschiedlichen Umsetzungs-
stände und Strukturen in den Ländern und Kommu-
nen zu analysieren. Die Untersuchung liefere keine 
systematisch belastbaren Aussagen.‹9

Von den Verantwortlichen wird jedoch parteiüber-
greifend die Forderung einer größeren ›Effizienz‹ aus 
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der Untersuchung abgeleitet, wobei (bewusst) offen-
gelassen wird, ob die Leistungsträger bei dem Stel-
lenaufbau um das Dreifache selbst die ›notwendige 
Effizienz‹ vernachlässigt haben. Gemeint sind näm-
lich ganz offensichtlich wieder die Einrichtungen und 
Dienste und ihre Beschäftigten, die bereits seit 1995 
eine sich zunehmend öffnende Schere zwischen Per-
sonalkosten und ihrer Refinanzierung beklagen. 

›Effizienzrendite‹ in der Arbeit  
mit Menschen?

Landesregierungen wie in NRW (CDU/GRÜNE) 
sekundieren die Effizienzdiskussion. Hier wie sonst 
auch bleiben die Aussagen nebulös, aber das Vorge-
hen ist eindeutig: Der LWL versetzte zum Beispiel 
Einrichtungen und Dienste der Eingliederungshil-
fe und ihre Beschäftigten mit der Androhung von 
Kontrollen beziehungsweise auch von finanziellen 
Rückforderungen in Angst und Schrecken. Er spricht 
inzwischen in Vorlagen von der ›Überwachung‹ der 
Einrichtungen und Dienste.10 Die Kostenträger ma-
chen damit klar, wer noch effizienter sein muss. 

›Effizienz‹ ist also auch in dieser Auseinandersetzung 
das Zauberwort. Eine wirtschaftlich verant-
wortungsbewusste Verwendung staatlicher 
Mittel jedoch sollte eigentlich auch ohne 
umfassende ›Überwachung‹ eine Selbstver-
ständlichkeit von Führung auch in sozialen 
und gesundheitlichen Arbeitsfeldern sein. 

Außerdem ist klar, dass Länder und 
Kommunen durch steuerpolitische Ent-
scheidungen durch die Regierung Kohl 
vor 1997 zur Gewerbe-, Vermögens- und 
Unternehmensbesteuerung finanzieller 
Ressourcen beraubt wurden, die ihren 
Handlungsspielraum nach wie vor ein-

schränken. Zudem wurde der Bundeszuschuss an die 
Länder für die Umsetzung des BTHG seit Gesetzkraft 
vor neun Jahren nicht erhöht.

Effizienz ist ein beliebter politischer Begriff, der 
wirtschaftliches verantwortungsvolles Haushalten 
suggeriert, aber im Politiksprech als Euphemismus 
für Kürzungsvorhaben, ›Reformen‹ benutzt wird. 
Von Effizienz sprechen die, die die Refinanzierung 
politisch gestalten und die, die die zur Verfügung ge-
stellten Finanzmittel verwalten. Das Geld im Hinter-
grund von Effizienzforderungen ist das Machtmittel 
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in den Arbeitsfeldern von Gesundheit und Soziales. 
Die Aufforderung der Leistungsträger in der Einglie-
derungshilfe zu mehr Effizienz, die das Sozial- und 
Gesundheitswesen seit den Neunzigerjahren aus-
höhlt, gefährdet inzwischen den sozialen Frieden. 
Denn aufgrund der kontinuierlichen Kostendämp-
fungsmaßnahmen ist nicht nur die Umsetzung des 
BTHG und der UN-BRK in Deutschland in Gefahr. 

Ohne ausreichende Refinanzierung 
der Arbeit gibt es keine 
Personenorientierung und Inklusion. 
Es gibt keine qualitativ gute Betreuung 
ohne Beschäftigte in Begleitung und 
Pflege. 

Fehlende gute und gesunde Arbeitsbedingungen 
sorgen für hohen Arbeitsdruck und Krankenstände, 
Langzeiterkrankungen sowie psychische Erkrankun-
gen. Bei ohnehin schon bestehendem Arbeitskräfte-
mangel wird so ein ›Auszug‹ der Beschäftigten aus 
den Arbeitsfeldern provoziert, die Eingliederungshil-
fe fährt vor die Wand. 

Endgültiges Aus für 
Selbstbestimmung und das 
Bundesteilhabegesetz 2026?

Dem Paritätischen Gesamtverband liegt ein internes 
Arbeitspapier vor, das belegt: Bund, Länder und kom-
munale Spitzenverbände diskutieren im Verborgenen 
drastische Kürzungen bei Leistungen für Kinder, Ju-
gendliche und Menschen mit Behinderungen. ›Das 
108-seitige Dokument (…) stammt aus einer Arbeits-
gruppe, die abseits der Öffentlichkeit harte Einschnitte 
für Menschen mit Behinderungen und für Kinder und 
Jugendliche diskutiert. Es enthält mehr als 70 Kür-
zungsvorschläge mit einem bezifferten Volumen von 
über 8,6 Milliarden Euro. Das tatsächliche Kürzungs-
volumen liegt erheblich höher, da knapp zwei Drittel 
aller Vorschläge gar nicht mit Zahlen unterlegt sind. 
(…) Was hier unter dem harmlosen Titel ›Effizienter 
Ressourceneinsatz‹ verhandelt wird, ist ein Angriff auf 
Errungenschaften, die elementar für soziale Teilhabe 
sind und die über Jahrzehnte erkämpft wurden.‹11

Bund, Länder und die Spitzenverbände der Leis-
tungsträgerseite listen in diesen Forderungen Maß-

12 Bund-Länder-
Arbeitsgruppe, 
Austausch ›Effizienter 
Ressourceneinsatz bei 
Leistungsgesetzen‹, 
Arbeitstreffen 
am 25.03.2026 – 
Vorschlagsbuch, Stand 
25.03.2026 (S.14–121 in 
der Veröffentlichung 
und Kommentierung 
des Paritätischen 
Gesamtverbandes).
13 siehe Fn. 12, S. 2.
14 alle folgenden 
Seitenangaben 
beziehen sich auf das 
›Vorschlagsbuch‹, hier 
S. 83ff.
15 S. 33.
16 S. 32. 
17 S. 83ff.
18 S. 61f.
19 S. 5, 9.
20 S. 11f.
21 Rosenow, R.: Verteidigung 
der anstaltlichen Tradition. 
Zu den Forderungen 
der Kommunen und 
Länder nach einer 
Reform des Rechts der 
Eingliederungshilfe, Soziale 
Sicherheit, 2026, 4, 10–14.
22 S. 46.
23 § 8, 104 Abs. 2 SGB IX.
24 S. 70.
25 ebd.
26 Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales 
(MAGS NRW), Entwurf 
eines Gesetzes zur 
Verwaltungsvereinfachung 
im Bereich des Heimrechts 
für das Land Nordrhein-
Westfalen und Entwurf 
einer Verordnung 
zur Durchführung 
des Wohn- und 
Teilhabegesetzes (Wohn- 
und Teilhabegesetz – 
Durchführungsverordnung 
– WTG DVO), Vorlage 
MMV18-4918 Düsseldorf, 
10.03.2026.

nahmen zur ›Effizienzsteigerung‹, also Kürzungen 
in der Kinder- und Jugendhilfe (KJH) sowie Einglie-
derungshilfe (EGH), auf.12 Im Folgenden sollen die 
wichtigsten Kürzungspläne für die verschiedenen Be-
troffenen vorgestellt werden:

Menschen mit 
Eingliederungshilfebedarf 

Die Forderungen gegenüber Leistungsberechtigten 
haben gravierende Verschlechterungen zur Folge, die 
nicht vereinbar mit dem Grundgesetz, der UN-BRK 
sowie dem BTHG sind. Hier sind einige genannt:
•	 ›Abschaffung des Wunsch- und Wahlrechts bei der 

Hilfeauswahl‹ und faktisch die auf ›individuelle As-
sistenz‹13

•	 Absenkung der Einkommens- und Vermögensfrei-
grenzen14, die erst mit dem Ziel des BTHG, Hilfen 
nicht mehr als Sozialhilfe zu verstehen, erhöht wurden.

Angehörige von Menschen mit 
Eingliederungshilfebedarf

•	 ›Sofortiger Stopp der Auszahlung des Kindergeldes 
an die Eltern und ggf. Rückforderung des überbe-
zahlten Kindergeldes durch die Eltern‹ bei stationä-
rer Aufnahme15

•	 ›Kostenbeteiligung der Eltern‹16

•	 Erhöhung der Eigenanteile für Fahrtkosten17

•	 Einstellung von Fahrdiensten zugunsten der Nut-
zung des öffentlichen Nahverkehrs für Werkstatt-
beschäftigte18

•	 ›Infrastrukturangebote (Kita, Familienbildung,  
Erziehungsberatung) sollen Vorrang vor Einzelfall-
hilfen haben‹19

•	 Integrationshelfer:innen und Schulassistent:innen 
für Förder- und Regelschulen sollen gestrichen 
werden, da dies schuleigene Kosten seien.20 Die 
Einsparung allein hier wären 3.000.000.000 Euro. 
Wurde darüber überhaupt mit den Schulaufsichts-
behörden gesprochen? Was wird aus den schlecht 
entlohnten Beschäftigten?

Der beteiligungsorientierte Gesetzgebungsprozess 
2015 war durch die Mitarbeit von Verbänden der 
Leistungsberechtigten und Angehörigen außeror-
dentlich fortschrittlich. 2026 entscheiden die Spit-

zenverbände der Leistungsträger sowie Bund und 
Länder im Verborgenen über Vorschläge zur Kosten-
dämpfung allein – ohne die Betroffenen und ohne die 
Verbände der Freien Wohlfahrt, geschweige denn die 
Gewerkschaften, zu hören. Es wurde in dieser Runde 
offensichtlich keine Diskussion darüber geführt, wel-
che Auswirkungen die Kürzungen zum Beispiel auf 
die Selbstbestimmung haben und eine Renaissance 
›anstaltlicher Strukturen‹ die Folge sein könnte.21

Je mehr Begleitung notwendig ist, 
desto größer sind die negativen 
Auswirkungen der Maßnahmen. 

Neben den oben genannten sind es Kürzungen in der 
Refinanzierung beim Personal in der professionellen 
Arbeit mit Menschen mit Eingliederungshilfebedarf. 

Hier die wichtigsten Forderungen mit Auswirkun-
gen auf die Arbeitssituation der Beschäftigten im Zu-
sammenhang:

Abschaffung des Rechts  
auf individuelle Assistenz  
und Rückkehr zu Pauschalen

In der faktischen Abschaffung des Rechtsanspruchs 
auf individuelle Assistenz heißt es:
•	 ›Eine 1:1-Betreuung soll nur dann gewährt wer-

den, wenn die Erbringung im Pool nicht zumut-
bar ist.‹ Zur Frage, wer das entscheidet, wird 
auch die logische Antwort gegeben: ›Die Ent-
scheidung liegt alleine bei Leistungsträger.‹22 
Zwangs-Pooling verstößt jedoch gegen Grund-
rechte des Grundgesetzes, der UN-BRK und der 
Wunsch- und Wahlfreiheit im Bundesteilhabege-
setz.23

•	 ›Absenkung der Fachkraftquote‹ und ›Einführung 
anderer Personalmixe‹.24 Das ist die ›Abschaffung 
des grundsätzlichen Fachkrafterfordernisses für 
Leistungen der qualifizierten Assistenz, so dass 
so weniger Personen benötigt werden‹.25 Was das 
heißen wird, formulierte zum Beispiel die Lan-
desregierung NRW im Frühjahr im Entwurf ihres 
Wohn- und Teilhabegesetzes, dass in Altenheimen 
die fachliche Kompetenz durch die ›einschlägige 
Lebenserfahrung der Einrichtungsleitung‹26 aus-
reicht. 

SEMINAR
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Zur Begründung formuliert nun das ›Vorschlags-
buch‹ (passender: ›Kahlschlagbuch‹): ›Zum einen fi n-
den sich nicht in ausreichender Zahl Fachkräft e (…), 
zum anderen gehört die zunehmende Akademisie-
rung hinsichtlich ihres Nutzens auf den Prüfstand‹.27

Folge ist die Dequalifi zierung sozialer und pädago-
gischer Arbeit durch den umfassenden Einsatz von 
niedrig entlohnten Hilfskräft en ohne gesetzlich fest-
gelegte fachliche Qualifi kation. Sollen vielleicht er-
neut ›Ein-Euro-Kräft e‹ für Alte, Kranke, Behinderte 
eingesetzt werden? 

In diesem Zusammenhang soll auch die Wieder-
einführung von Pauschalen geprüft  werden: ›Der-
zeit rechnen die Leistungserbringer grundsätzlich 
einzelfallbezogen mit den Leistungsträgern ab. (…) 
[Das ist] ein großer bürokratischer Aufwand (…). Zu 
prüfen ist die gesetzliche Ermöglichung von sog. Ein-
richtungsbudgets (…). Damit würden die Leistungs-
erbringer zu Beginn des Jahres bereits verhandelte 
Budgets (Pauschalen) erhalten. (…) Nur am Jahres-
ende erfolgt die Gesamtabrechnung/-prüfung durch 
den Leistungsträger.‹28

Machtverschiebung in Richtung 
Leistungsträger 

Das BTHG hat 2016 eine Machtverschiebung in Rich-
tung Leistungsträger gebahnt, die bei entsprechender 
Motivation aus dem bestehenden SGB IX ableitbar ist. 
Im ›Kahlschlagsbuch‹ der Arbeitsgruppe fi nden sich 
erneut Impulse für eine Machtverschiebung. 
• In den Forderungen des ›Kahlschlagbuch‹ fi ndet 

sich immer wieder der Satz, ›Die Entscheidung hie-
rüber sollte (allein) beim Leistungsträger liegen‹29, 
zum Beispiel bei ›Aufnahmeverpfl ichtung bei An-
fragen des örtlichen/regionalen Jugendhilfeträgers, 
wenn es einen freien Platz gibt‹30, ›Belegungsrech-
ten‹ der Leistungsträger bei den Leistungserbrin-
gern31, bei der ›Prüfung von Tarifsteigerungen‹32, 
bei ›Vergütungskürzungen.33

• Hier ist auch die Forderung des BAGüS aufgenom-
men: ›Es sollte bundesrechtlich eine anlasslose Prü-
fung ermöglicht werden, nicht nur landesrechtlich. 
Dies ist der erfolgversprechendste Weg, um Un-
zulänglichkeiten aufzudecken. Bei Pfl ichtverlet-
zungen sollte die Kürzung der Vergütung einseitig 
durch den Träger der Eingliederungshilfe erfolgen 
können, nicht wie § 129 Abs. 1 SGB IX (…) nur im 

Einvernehmen mit dem Leistungserbringer‹.34 Die 
›Erweiterung der Prüfrechte im Kontext Entgeltver-
handlung‹ ist dann eine konsequente Fortführung.35

Die Forderung nach ›anlassloser Prüfung‹ – der LWL 
spricht inzwischen ganz off en von ›Überwachung‹36 

der Einrichtungen und Dienste – ist ebenso auf-
gestellt: also letztlich die umfassende Kontrolle der 
Beschäft igten. Denn natürlich reagieren die sozialen 
Arbeitgeber in Angst vor möglichen Rückforderun-
gen des Leistungsträgers.

Nicht nur der LWL geht bereits so vor, sondern 
auch das Landessozialamt in Niedersachsen.

Jetzt soll es überall heißen ›Wir entscheiden – und 
damit BASTA!‹

Bei 80 % Personalkosten bedeutet dies Personal-
kürzung, Arbeitsverdichtung, psychische Arbeits-
belastungen in den Teams, hohe Krankenstände und 
Langzeiterkrankungen durch psychische Störungen! 
Langzeiterkrankungen werden aber im Team getra-
gen, denn es wird ja niemand eingestellt!

Alleinige Entscheidung der 
Leistungsträger über die Umsetzung 
vereinbarter Tarifsteigerungen

Das Papier fordert weiter, dass ›vereinbarte Tarifstei-
gerungen‹ – also die Ergebnisse von Tarifverhand-
lungen der Tarifpartner – nur vorbehaltlich der Ent-
scheidung des Leistungsträgers vollständig oder in 
Teilen refi nanziert werden: ›Der Automatismus, dass 
ohne Beteiligung der Träger der Eingliederungshil-
fe vereinbarte Tarifsteigerungen von der Eingliede-
rungshilfe refi nanziert werden müssen (§ 38 Abs. 2 
SGB IX), sollte aufgehoben (…) werden, um einen 
›Überbietungswettbewerb‹ bei separaten Tarifab-
schlüssen zu verhindern.‹37

Das BTHG gibt vor, dass Tarifverträge und kirch-
liche Arbeitsrechtsregelungen ›nicht als unwirt-
schaft lich‹ abgelehnt werden können (§ 38 Abs. 2 
SGB IX). Diese Forderung ist eine Rückkehr zur 
Vorgehensweise des Landschaft sverbandes West-
falen-Lippe vor der Gültigkeit des BTHG, der die 
Kosten der Einrichtungen für Tarifsteigerungen nur 
zu 80 % refi nanzierte.38 Dadurch seien innerhalb von 
drei Jahren 90 Millionen Euro eingespart worden, 
die den Einrichtungen bei der Personalkostenpla-
nung fehlten. 

Den betroff enen Einrichtungen sind 
Defi zite bei den Personalkosten 
geblieben, die letztlich eine zusätzliche 
Arbeitsbelastung der Beschäftigten 
durch Arbeitsverdichtung bedeutet. 

Auch die Bewertung dieser und anderer Folgen von 
Überlastung kommt in den Forderungen nicht vor.

Der Mensch steht nicht 
im Mittelpunkt, sondern 
ökonomische Faktoren

Die überwiegende Zahl der Beschäft igten sind 
Frauen. Sie arbeiten schon lange unter großen 
psychischen Belastungen. Denn das Sozial- und 
Gesundheitswesen unterliegt spätestens seit 1992 
Marktmechanismen –, und der Mensch ist überall 
Ware. Aber: auch Beschäft igte in Betreuung und 
Pfl ege sind Menschen.

Die derzeitige Diskussion und Entwicklung wird 
durch Politik und Trägerseite dominiert, die einseitig 
die Kosten im Blick hat. 

Die Meinung von Betroff enen, von Einrichtungs-
verbänden oder der Gewerkschaft en zu diesem Th e-
ma ist schon 2025 von der Politik nicht abgefragt 
worden. Sollen sie nicht gehört werden, um die Kos-
tendiskussion nicht zu stören? Bei der Bewertung der 
›so nicht mehr akzeptablen Kostensteigerungen in der 
Eingliederungshilfe‹ ist außerdem der medizinische 
Fortschritt zu berücksichtigen und die Tatsache, dass 
erst seit einer überschaubaren Zeit eine Generation 
von alten Menschen mit geistiger Behinderung und 
psychischen Störungen begleitet wird, die nicht von 
den Nationalsozialisten ermordet wurde.

Apropos Arbeitsbelastungen

CDU und Wirtschaft skreise wollen neben Einsparun-
gen im Sozialen gleichzeitig weg von der täglichen 
Höchstarbeitszeit. In seiner Regierungserklärung hat-
te Merz die öff entliche Debatte um die Arbeitszeit mit 
angestoßen: Es sei nötig, ›wieder mehr und vor allem 
effi  zienter‹ zu arbeiten.39

Im Koalitionsvertrag wurde formuliert, dass das 
Arbeitszeitgesetz unter dem Motto ›Mehr Flexibi-
lität für die Beschäft igten‹ geändert wird. Die täg-
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Die ausführlichen Quellen 
fi nden sich unter:

liche Höchstarbeitszeit (derzeit acht Stunden, in 
Ausnahmefällen auch zehn) soll auf eine wöchent-
liche Höchstarbeitszeit umgestellt werden. Damit 
wären auch in der Begleitung und Pfl ege 13-Stunden-
Schichten möglich. Gesicherte arbeitswissenschaft li-
che Erkenntnisse zeigen hier jedoch als Folge mehr 
Arbeitsunfälle und psychische Arbeitsbelastungen.40

Dies geschieht vor dem Hintergrund einer bereits 
häufi g auf zehn Stunden reduzierten gesetzlichen Ru-
hezeit (regulär elf Stunden, z. B. zwischen Spät- und 
Frühschicht). Mehr Belastung durch weniger Perso-
nal und dafür 13 Stunden Schichtdienst? Dazu passt 
die unsägliche ›Lifestyle-Teilzeit‹-Interpretation des 
CDU-Wirtschaft srats, der die Gewerkschaft en vehe-
ment widersprechen. Sie wehren sich ebenso vehe-
ment gegen das Schleifen der Schutzrechte.41 

Blickt man in die Pfl egeberufe, kann es aufgrund 
der Arbeitsbelastungen dabei kaum verwundern, dass 
pro Kopf weniger Stunden gearbeitet wird.42 Teilzeit-
arbeit oder gleich der komplette Rückzug aus dem Be-
ruf sind in diesen Arbeitsfeldern Folgen der Tatsache, 
dass die Vollzeitarbeit gesundheitlich nicht mehr zu 
ertragen ist.43 Was wären wir ohne die Beschäft igten 
in pädagogischen und pfl egerischen Einrichtungen 
und Diensten wie auch im Krankenhaus oder in der 
Altenpfl ege? 

Am 24. Oktober 1975 haben auf Island die Frauen 
gesagt, ›Heute streiken wir!‹. Und 90 % der Frauen 
beteiligten sich. Für die Wirtschaft  und die Männer 
stand die Welt still. Es wird Zeit, dass sich Betroff e-
ne, Angehörige, Beschäft igte, Einrichtungsverbände 
und Gewerkschaft en zusammentun und ebenso zei-
gen, dass ohne sie nichts läuft  in Deutschland. Der 
Widerstand zu den Kahlschlägen in der Eingliede-
rungshilfe formiert sich. Das ist erst einmal ein gutes 
Zeichen.

Kahlschlag in der Eingliederungshilfe?!




